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Gemeinsam gegen Schwarzarbeit 

 

Mit über 5,1 Millionen Beschäftigten und 380.000 Auszubildenden ist das Handwerk von 

zentraler Bedeutung für den deutschen Arbeitsmarkt. Das Handwerk steht für hohe Quali-

tätsstandards, gute Ausbildungs- und Arbeitsverhältnisse und einen fairen Leistungswettbe-

werb. Dieser Beitrag des Handwerks zu Wachstum, Wohlstand und Beschäftigung in 

Deutschland darf nicht durch Fehlentwicklungen gefährdet werden.  

 

Schwarzarbeit, illegale Beschäftigung, und Scheinselbstständigkeit führen zu Wettbewerbs-

verzerrungen für Betriebe und zu Lohn- und Sozialdumping für Arbeitnehmer. Zusätzlich 

werden dem Staat Steuern und Sozialversicherungsbeiträge in Milliardenhöhe entzogen. 

Durch sich ausbreitende Schwarzarbeit werden Unternehmen und Beschäftigte vor eine 

Vielzahl von Problemen gestellt:  

 

- Unternehmen werden durch die Ausbreitung von Schwarzarbeit in einen ruinösen 

Wettbewerb getrieben. Handwerksbetriebe mit soliden Geschäftsmodellen und an-

gemessener Bezahlung nach Tarif können sich nur schwer gegen Unternehmen, die 

von illegaler Beschäftigung profitieren, behaupten und haben so am Markt oftmals 

das Nachsehen.   

 

- Für die Beschäftigten entsteht eine Abwärtsspirale, die Lohndumping und schlech-

tere Arbeitsbedingungen mit sich bringt. Diese Entwicklung begünstigt Altersarmut. 

Gering qualifizierte illegale Beschäftigte stellen zudem eine Gefahr für sich und ihre 

Kolleginnen und Kollegen dar, da sie oft die Gefahren am Arbeitsplatz nicht ausrei-

chend einschätzen können und damit das Unfallrisiko steigt.  

 

Gerade entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind häufiger Ziel sittenwidriger Be-

schäftigung. Sie werden dabei im Unklaren über ihre Rechte und Pflichten oder im Glauben 

gelassen, abhängig beschäftigt zu sein. Viele von ihnen werden illegal, ohne Aufenthaltser-

laubnis und Sozialversicherung beschäftigt oder in Scheinselbstständigkeit getrieben. Neben 

schlechter Bezahlung sind die Unterbringungs- und Arbeitsbedingungen oftmals katastro-

phal. 

 

DGB und ZDH unterstützen nachdrücklich alle Initiativen der Sozialpartner, die sich gemein-

sam diesem Problem stellen. In Zusammenarbeit mit der Politik halten wir folgende Maß-
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nahmen für erforderlich, um Schwarzarbeit noch effektiver zu bekämpfen und reguläre Be-

schäftigung weiter zu stärken: 

 

 Bessere Kontrollen:  

 

Die Arbeit und Kontrollmaßnahmen der zuständigen Verfolgungsbehörden müs-

sen effizienter gestaltet werden. Hierzu bedarf es einer personellen und organi-

satorischen Stärkung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS). DGB und 

ZDH fordern die Bundesregierung auf, die Zusage, bei der Finanzkontrolle 

Schwarzarbeit 1.600 zusätzliche Stellen zu schaffen, zügig umzusetzen. Darüber 

hinaus müssen die derzeit unbesetzten vorhandenen Planstellen umgehend wie-

derbesetzt werden. Nur so kann verhindert werden, dass die Kontrolle des ge-

setzlichen Mindestlohnes ab dem 1. Januar 2015 zu einer Verwässerung der not-

wendigen Kontrollintensität in den Mindestlohnbranchen nach dem Arbeitnehmer-

Entsendegesetz führt.  

 

In diesem Zusammenhang begrüßen ZDH und DGB die vorgeschlagenen Maß-

nahmen zu einer intensiveren Kontrolle zur Bekämpfung von Schwarzarbeit, ille-

galer Beschäftigung und Scheinselbstständigkeit und der für diesen Zweck vorge-

sehenen besseren Zusammenarbeit der zuständigen Stellen.  

 

Auch die neue Gewerbeanzeigeverordnung, die am 1. Januar 2015 in Kraft tritt, 

ist hierfür ein erster wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Denn so bekommt 

die FKS die Möglichkeit, auf Verdachtsbasis gezielt zu prüfen.  

 

Jetzt gilt es, die neuen Möglichkeiten schnell und bundesweit in der Praxis umzu-

setzen, damit die Chancen zur besseren Bekämpfung von Schwarzarbeit und 

Scheinselbstständigkeit auch beherzt genutzt werden. 

 

 Beratung und Betreuung:  

 

Beratungs- und Betreuungsangebote für die entsandten Beschäftigten durch die 

Bundesagentur für Arbeit und spezialisierte Beratungsstellen sollen verbessert 

und ausgebaut werden. Initiativen, wie das DGB-Projekt Faire Mobilität mit einer 

flächendeckenden Beratung und Betreuung von entsandten Arbeitnehmern sowie 

die betrieblichen Beratungsangebote der Handwerksorganisation leisten einen 
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wichtigen Beitrag zur Schaffung einer gelebten Willkommens- und Arbeitskultur 

für ausländische Fachkräfte in Deutschland.  

 

 Regionale und branchenspezifische Bündnisse:  

 

In einer Reihe von Handwerksbranchen haben sich Bündnisse gegen Schwarzar-

beit gegründet. ZDH und DGB werben bei ihren Mitgliedern dafür, dass sich im 

Sinne einer noch besseren Zusammenarbeit der Sozialpartner untereinander und 

mit den Behörden solche Bündnisse in weiteren Branchen und Regionen grün-

den. 

 
Wir werden uns zudem dafür einsetzen, dass sich die einzelnen Branchenbünd-

nisstrukturen besser untereinander vernetzen und damit einen noch effektiveren 

Beitrag zur Bekämpfung von Schwarzarbeit leisten können. 

 

 Gemeinsam auf europäischer Ebene handeln:  

 

Die anstehende Umsetzung der Durchsetzungsrichtlinie in deutsches Recht darf 

nicht zu einer Schwächung des bewährten Kontrollinstrumentariums nach dem 

Arbeitnehmer-Entsendegesetz führen. Darüber hinaus fordern DGB und ZDH die 

europäischen Institutionen auf, zügig die bereits im Grundsatz beschlossene Ein-

richtung einer Europäischen Plattform gegen Schwarzarbeit unter enger Einbin-

dung der Sozialpartner voranzutreiben.  

 

 Anpassungen bei der Umsatzsteuer  

 

Die sogenannte Kleinunternehmergrenze im Umsatzsteuerrecht soll vor allem 

Existenzgründer in der Phase ihres Geschäftsaufbaus helfen. Zunehmend wird 

sie allerdings von etablierten Betrieben mit gezielten Geschäftsmodellen genutzt, 

um sich dauerhaft Wettbewerbsvorteile zu verschaffen. Der Übergang zur 

Schwarzarbeit ist oft fließend. Deshalb plädieren ZDH und DGB hier für gesetzli-

che Korrekturen. 

 
Darüber hinaus leistet das Instrument des Steuerbonus für Handwerksleistung ei-

nen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung von Schwarzarbeit.  
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 Ordnungspolitisches Umfeld 

 

Neben einem gemeinsamen Vorgehen gegen Fehlentwicklungen ist die Stärkung 

regulärer Beschäftigung durch angemessene Rahmenbedingungen wie bei-

spielsweise durch Tarifverträge ein entscheidender Beitrag zur Bekämpfung von 

Schwarzarbeit.  

 

Eckpfeiler dafür sind im Handwerk vor allem der qualifikationsgebundene Berufs-

zugang mittels Meisterbrief und eine ganzheitliche Berufsausbildung. Beides gilt 

es, nicht zuletzt im europäischen Kontext, zu stärken.  

 

Auch im digitalen Wandel müssen darüber hinaus Ordnungsrahmen gelten, die 

insbesondere für gewachsene mittelständische Strukturen im Dienstleistungsbe-

reich einen fairen Wettbewerb ermöglichen. 

 


